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gegenüber dem Staat und die damit im Zusammenhang for­
mulierten allgemeinen rechtlichen Floskeln wert sind, dann 
muß davon ausgegangen werden, daß nach bürgerlichem 
Grundrechtsverständnis die sozialen Grundrechte, wie z. B. 
das Recht auf Arbeit, entweder gar keine oder zumindest 
keine realisierbaren Grundrechte sind und folglich entspre­
chende staatliche Maßnahmen fehlen. Die Bemühungen bür­
gerlicher Ideologen, „den sozialen Rechten die .Grundrechts­
substanz“ abzusprechen, werden eher aktiver, paradoxerweise 
auch mit Berufung auf den Bestand des bürgerlichen Staates 
und der Freiheit. Die sozialen Rechte seien im Verhältnis 
zu den .klassischen“ Grundrechten in ihrer Struktur sehr 
verschieden, d. h. gegenständlich relativ unbestimmt. Zudem 
sei ihre Verwirklichung finanzintensiv. “3 4

Diese Negierung sozialer. Grundrechte bestimmt auch die 
Situation auf dem Gebiet Resozialisierung Straffälliger im 
Kapitalismus.

Verweigerung des Rechts auf Arbeit

Das erste und grundlegende Recht, das einem Menschen ga­
rantiert werden müßte, damit er künftig ein „Leben in sozia­
ler Verantwortung“ als gleichberechtigtes und vollwertiges 
Mitglied der Gesellschaft führen kann, ist das Recht auf 
Arbeit. M a r x  sagte bereits vor 110 Jahren, daß man „aus 
Konkurrenzneid die gemeinen Verbrecher nicht wie Vieh 
behandelt wissen und ihnen namentlich ihr einziges Besse­
rungsmittel, produktive Arbeit, nicht abschneiden will“ A

Dieses für die weitere Entwicklung der Persönlichkeit und 
das künftige Leben in der Gesellschaft grundlegende Recht 
wird aber für den Strafvollzug der BRD ausdrücklich ver­
neint.5 Das ergibt sich aus der Rechtsordnung der BRD, die 
dieses grundlegende Menschenrecht nicht kennt. Im Gegen­
teil: Die Aufnahme dieses Rechts in den Katalog der Grund­
rechte wird von den herrschenden Kreisen erbittert bekämpft.

Nach § 41 des Strafvollzugsgesetzes der BRD ist der Ge­
fangene zwar verpflichtet, „eine ihm zugewiesene, seinen 
körperlichen Fähigkeiten angemessene Arbeit, arbeitsthera­
peutische oder sonstige Beschäftigung auszuüben, zu deren 
Verrichtung er auf Grund seines körperlichen Zustandes in 
der Lage ist“. Dem entspricht jedoch keine Pflicht der Straf­
vollzugsorgane, dem Strafgefangenen eine angemessene Ar­
beit zuzuweisen. In § 37 Abs. 2 heißt es lediglich: „Die Voll­
zugsbehörde s o l l  (Hervorhebung von mir — H. W.) dem 
Gefangenen wirtschaftlich ergiebige Arbeit zuweisen und 
dabei seine Fähigkeiten, Fertigkeiten und Neigungen berück­
sichtigen.“ Und in Abs. 4 wird dies noch weiter eingeschränkt: 
„Kann einem arbeitsfähigen Gefangenen keine wirtschaftlich 
ergiebige Arbeit ... zugewiesen werden, wird ihm eine an­
gemessene Beschäftigung zugeteilt. “

In der Praxis bedeutet das, daß in den kapitalistischen 
Ländern ein erheblicher Teil der Strafgefangenen arbeits- 
und beschäftigungslos ist. Dieser Anteil macht das Vielfache 
der Arbeitslosenrate dieser Länder aus. Er beträgt in der 
BRD bis zu 17 Prozent, in Großbritannien 20 -Prozent, in 
Frankreich 47 Prozent und in den USA 70 bis 90 Prozent.6

Auf diese Weise werden zahlreiche Strafgefangene außer­
stande gesetzt, sich auf die Zeit nach der Strafverbüßung, 
auf das Leben als gleichberechtigte Staatsbürger vorzuberei­
ten. Die Verweigerung des Rechts auf Arbeit führt auch und 
gerade bei Straffälligen zu umfassenden psychischen und 
materiellen Konsequenzen, die sich einschneidend auf die 
Gestaltung ihres weiteren Lebens und das ihrer Familien 
auswirken.7

„Untemehmerorientierte Arbeit" im Strafvollzug

Auch die Arbeit im Strafvollzug unterliegt den kapitalisti­
schen Profitgesetzen. Ob ein Gefangener arbeitet und welche 
Arbeit er verrichtet, wird nicht von den Erfordernissen seiner 
Resozialisierung bestimmt, sondern von Profitinteressen. 
Geht der Betrieb in Konkurs, sind auch die Strafgefangenen 
ohne Arbeit.

Berichte über die Erfahrungen mit den sozialtherapeuti­
schen Anstalten, die gewissermaßen als „Musterkolonien“ 
betrachtet wurden, geben über diese Situation beredten Auf­
schluß. So heißt es z. B.: „Die Arbeit ... ist .Unternehmer- 
arbeit“ geblieben. Dies bedeutet, daß für die Anstalt eine 
Abhängigkeit vom Unternehmer insbesondere in bezug auf 
die Qualitätsanforderung und die Arbeitsmenge gegeben ist. 
Schwierigkeiten können nun entstehen, wenn z. B. die In­
sassen die Qualitätsanforderung nicht erfüllen oder die vom 
Unternehmen gebotene Arbeitsmenge je nach Auftragslage 
variiert. Ausbildungsmöglichkeiten sind in der Anstalt nicht 
vorhanden. “8

Art und Organisation der Arbeit sind nicht geeignet, die 
Strafgefangenen auf ein künftiges selbständiges und verant­
wortungsbewußtes Leben vorzubereiten, denn in solchen 
Arbeitsbereichen wie Matten flechten, Papierrosetten her- 
stellen, Wäscheklammern zusammenstecken ist eine Reali­
tätsorientierung am wenigsten gegeben.6 10 11

Rechtlosigkeit des Strafentlassenen

Entgegen der Verkündigung des Bundesverfassungsgerichts 
hat der aus dem Strafvollzug Entlassene kein näher bestimm­
tes und durchsetzbares Recht auf Resozialisierung bzw. auf 
Schaffung entsprechender materieller und sozialer Bedingun­
gen (wie z. B. Arbeitsplatz und Wohnung). Das ist nicht etwa 
nur ein Versäumnis des Gesetzgebers, sondern entspricht dem 
Wesen des kapitalistischen Systems und seiner Rechtsord­
nung. Dazu bemerkt E. v. H i p p e l :  ..........................  soziale Grund­
rechte stehen zwangsläufig unter dem Vorbehalt des wirt­
schaftlich Möglichen und sind ... grundsätzlich nicht gericht­
lich einklagbar ... “16

Es ist daher nur folgerichtig, wenn Strafgefangene, 
frühere Strafgefangene oder überhaupt straffällig gewordene 
Personen schlechthin zu den „Randgruppen“ der Gesellschaft 
gerechnet werden. So erscheinen im Soziologischen Almanach 
von 1975 unter den „Randgruppen“: „Insassen von Strafan­
stalten“, „Stigmatisierte am Rande der Gesellschaft (Krimi­
nelle)“, „rund 5 Millionen Vorbestrafte (nur Männer)“.И 

Ein Blick in das geltende Recht der kapitalistischen 
Länder macht deutlich, daß es keine echte Resozialisierung 
als staatlich und rechtlich organisierten Prozeß gibt. Es gibt 
keine konkreten Maßnahmen und rechtlichen Pflichten zu 
einer wirklichen Resozialisierung. Nach § 74 des Strafvoll­
zugsgesetzes der BRD haben die Strafvollzugseinrichtungen 
bei der Vorbereitung der Entlassung lediglich die Pflicht, den 
Gefangenen „bei der Ordnung seiner persönlichen, wirt­
schaftlichen und sozialen Angelegenheiten zu beraten. Die 
Beratung erstreckt sich auch auf die Benennung der für 
Sozialleistungen zuständigen Stellen. Dem Gefangenen ist zu 
helfen, Arbeit, Unterkunft und persönlichen Beistand für die 
Zeit nach der Entlassung zu finden“.

Es gibt also keinerlei Ansprüche auf einen Arbeitsplatz 
oder auf Wohnraum. Der Arbeitsplatz hängt allein vom Er­
messen des Unternehmers, der Wohnraum vom Willen des 
Grundstückseigentümers ab.

Diese Situation wird von gesellschaftskritischen Autoren 
als unzureichend eingeschätzt. Weil die soziale Absicherung 
der Resozialisierung fehlt, ist es nicht einmal möglich, die 
Beratungspflichten zu erfüllen. So schrieb A. W i e r t z : 
„Dabei darf es nicht bei der Beratung bleiben. Die Hilfe muß 
vielmehr in einigen Fällen die Eigeninitiativen des' Gefan­
genen ersetzen. Trotz ihres bindenden Charakters aber sind 
die Vorschriften des § 74 bei der augenblicklichen Personal­
situation nicht zu erfüllen. Die angesprochenen Leistungen 
fallen hauptsächlich in den Bereich des Sozialarbeiters. Wie 
sollen aber zwei Sozialarbeiter in einer Anstalt für Kurz- 
strafige mit über 1 200 Entlassenen im Jahr fertig werden? 
Sie sehen an jedem Arbeitstag mindestens fünf Leute kom­
men und gehen. Aber nur für einen von ihnen Arbeit und 
Unterkunft zu besorgen kann in einem industriell rückstän­
digen Gebiet nervenzermürbende Kleinarbeit bedeuten. Die 
Kapazität reicht oft nicht einmal für das Notwendigste — Be­
nennung zuständiger Stellen — aus, geschweige denn für die 
Realisierung eines Betreuungsverhältnisses.“12

Da der Staat die notwendigen Aufgaben einer Resoziali­
sierung nicht erfüllt, liegt diese meistens in den Händen 
privater Hilfsorganisationen.13 Strafentlassene werden hier 
schon von der Gesetzgebung her zu Sozialhilfeempfängern
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